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Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen

(VMWG); Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Geschätzte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Februar 2026 hat das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bil-

düng und Forschung (WBF) den Regierungsrat im Rahmen eines Vernehmlassungsverfahrens

eingeladen, zur Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäfts-

räumen (VMWG; SR221.213.11) Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur

Stellungnahme und äussern uns dazu wie folgt:

Wie begrüssen die Änderung der VMWG, die bezweckt, die Berechnung der zulässigen Rendite

im Mietrecht zu präzisieren, die Anwendung der jüngeren Bundesgerichtspraxis zu klären und

damit die Rechts- und Planungssicherheit für Mietende und Vermietende zu erhöhen. Im Ubri-

gen verzichten wir auf eine einlässliche Stellungnahme.

Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, wir danken Ihnen für die Gele-

genheit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich.



Im Namen des Regierungsrats

Der-Laadaüimann QfiLKaflzleidirektor

D|niel Furrer


